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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Gewährung von Mitteln zum wirtschaftlichen Nutzen 
der Rentenberechtigten, Versicherten und ihrer Ange- 
hörigen, insbesondere zur Förderung der Erstellung 
von Wohnungen und Eigenheimen für die versicherte 
Bevölkerung 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache 332 - 


Indem ich davon ausgehe, daß die erste Frage ganz allgemein 
den Einsatz von Mitteln zum Erwerb von Wohnungseigentum 
und Eigenheimen betrifft und die zweite und dritte Frage die 
Bereitstellung von Mitteln nach § 1306 der Reichsversiche- 
rungsordnung (RVO) und § 85 des Angestellten Versicherungs- 
gesetzes (AVG) betreffen, beantworte ich die oben bezeichnete 
Kleine Anfrage der FDP wie folgt: 

Zu 1. 

Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherungen haben im 
Jahre 1957 wie in der Zeit vor der Verkündung der Renten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetze den Bau von Wohnungen 
und Eigenheimen für die versicherte Bevölkerung im Rahmen 
der Gestaltung ihrer Vermögensanlagen in erheblichem Maße 
finanziell gefördert und Mittel unter günstigen Bedingungen 
zur Verfügung gestellt. Dies ist im wesentlichen mittelbar im 
Wege der Refinanzierung und unmittelbar im Wege der 
Direktbeleihung geschehen. 

Die Refinanzierung ist in großem Umfang, z. B. durch Kauf 
von Pfandbriefen, erfolgt. Die Zahl der gestellten und bewillig- 
ten Anträge, die sich auf die mittelbare Finanzierung beziehen, 
ist den Versicherungsträgern im einzelnen nicht bekannt. 

Ich bin daher nicht in der Lage, Angaben über die Anzahl 
der Rentenberechtigten und Versicherten zu machen, die auf 
diesem Wege Mittel zum Erwerb von Wohnungseigentum 
und zur Erstellung von Eigenheimen erhalten haben. 
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über die Anzahl der Direktbeleihungen gibt die anliegende 
Übersicht Aufschluß. Sie enthält lediglich die bei den Ver- 
sicherungsträgern unmittelbar gestellten Finanzierungsanträge. 
Die Angaben beziehen sich auf das Kalenderjahr 1957, weil 
dieses für die Versicherungsträger zugleich als das Rechnungs- 
jahr 1957 gilt. 

Zu 2. 

Die Vorschriften des § 1306 RVO und des § 85 AVG stellen 
nach ihrem Charakter auf Sondertatbestände ab, z, B. die Woh- 
nungsbeschaffung für an ansteckungsfähiger Tuberkulose lei- 
dende Versicherte. Zur Vermeidung einer im Hinblick auf die 
außerordentlich angespannte Arbeitslage der Versicherungs- 
träger unvertretbaren Belastung wird von diesen ein allge- 
meiner Hinweis der Versicherten auf die durch § 1306 RVO 
und § 85 AVG geschaffenen Möglichkeiten nicht für zweck- 
mäßig gehalten, weil ein solcher zahlreiche Anträge meist von 
solchen Versicherten zur Folge haben würde, für die die Ge- 
währung von Mitteln nach diesen Vorschriften nicht in Be- 
tracht kommt.' Es sind aber diejenigen Stellen, wie z. B. die 
kommunalen Behörden, die den Kreis von Personen betreuen, 
auf den die Vorschriften des § 1306 RVO und des § 85 AVG 
anwendbar sind, über die sich hieraus ergebenden Möglich- 
keiten unterrichtet. Hinzu kommt, daß die Versicherungsträger 
— wie sich aus den Darlegungen zu 1. ergibt — die Zielsetzung 
der genannten Vorschriften schon bisher auf dem Wege über 
die Anlage ihres Vermögens zum Teil verwirklichten. 

Zu 3. 

Die Frage, ob ein besonderer Hinweis auf die Vorschriften 
zu § 1306 RVO und § 85 AVG erfolgen soll, wird von den 
Versicherungsträgern geprüft werden. Für 1958 haben nicht 
alle Versicherungsträger Haushaltsmittel für die Forderung 
der Erstellung von Wohnungen und Eigenheimen für die 
versicherte Bevölkerung nach § 1306 RVO und § 85. AVG 
bereitgestellt. Dies beruht einmal auf den unter 2. ange- 
gebenen Umständen und zum anderen darauf, daß die Ver- 
sicherungsträger für die Jahre 1957 und 1958 zunächst die 
finanziellen Auswirkungen der Rentenreform auf ihre Ver- 
mögensanlage abgewartet haben. Wie die Versicherungsträger 
berichten, prüfen sie, inwieweit für das Jahr 1959 in ihren 
Haushaltsplänen entsprechende Mittel bereitgestellt werden 
können. 
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Zahl der im Kalenderjahr 1957 gestellten bzw. bewilligten Anträge Rentenberechtigter oder Versicherter 
der Arbeiterrentenversicherung und der Angestelltenversicherung auf Wohnungsbaumittel 


Anlage 



Anträge auf Hypotheken für 

Anträge auf Beleihung von 

Anträge auf Beleihung von 


Einzeleigenheime 

Verkaufseigenheimen 

Eigentumswohnungen 

Versicherungsträger 

Zahl der im 

Zahl der im 

Zahl der im 

Zahl der im 

Zahl der im 

Zahl der im 

Kalenderjahr 

Kalenderjahr 

Kalenderjahr 

Kalenderjahr 

Kalenderjahr 

Kalenderjahr 


1957 gestellten 

1957 bewilligten 

1957 gestellten 

1957 bewilligten 

1957 gestell- 

1957 bewillig- 


Anträge 

Anträge 

Anträge 

Anträge 

ten Anträge 

ten Anträge 

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte bis 



nicht test- 


nicht fest- 


19. Juni 1957 

5655 *) 

4 088 

stellbar 

695 

stellbar 

425 

LVA Oberbayem 

102 

91 

244 

128 

— 

— 

LVA Niederbayem-Oberpfalz 

61 

71 

— 

39 

— 

— 

LVA Oberfranken-Mittelfranken 

888 

356 

212 

116 

36 

36 

LVA Unterfranken 

235 

179 

— 

— 

— 

— 

LVA Schwaben 

111 

40 

432 

105 

20 

— 

LVA Württemberg 

4691 

1778 

666 

393 

— 

— 

LVA Baden ; 

1054 

533 

— 

— 

— 

— 

LVA Hessen 

627 

608 

— 

— 

— 

— 

LVA Rheinprovinz 

630 

518 

102 

102 

— 

— 

LVA Westfalen 

1912 

1787 

197 

176 

— 

— 

LVA Hannover 

Angaben nicht möglich, da Finanzierung des Wohnungsbaues nicht durch Hergabe 
von Direkthypotheken, sondern im Wege der Refinanzierung über Banken und 


sonstige Kreditinstitute erfolgt. 




LVA Braunschweig . 

5 

— 

1 

— 

— 

— 

LVA Oldenburg-Bremen . 

25 

5 

14 

14 

— 



LVA Schleswig-Holstein 

203 

174 

— 

— 

— 

— 

LVA Hamburg 

184 

186 

— 

— 

— 

— 

LVA Rheinland-Pfalz 

444 

352 

111 

90 

— 

— 

LVA Berlin 

Angaben nicht möglich, da Finanzierung des Wohnungsbaues nicht durch Heraabe 
von Direkthypotheken, sondern im Wege der Reiinanzierung über Kreditinst c..j 


erfolgt. 






Bundesbahnversicherungsanstalt . 

179 

113 

— 

— 

— 

— 

Seekasse 

18 

13 

— 

— 

— 

— 


•) Ferner sind in der Zeit vom 20. Juni bis 31. Dezember 1957 noch weitere rund 4000 Anträge gestellt worden, die wegen des Annahmestopps 
des Vorstandes laut Beschluß vom 19. Juni 1957 abgelehnt werden mußten. Im Februar 1958 sind diese Antragsteller dahin benachrichtigt 
worden, daß die Bundesversidierungsanstalt für Angestellte wieder Hypotheken für Eigenheime gewährt. Etwa 50 v. H. der angeschriebenen 
Antragsteller haben ihren Antrag aufrechterhalten, der alsdann bearbeitet worden ist. 







